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Herr Elvers, Sie leiten die „Planungs- und Koordinie-
rungsstelle Gesundheit“ in Friedrichshain-Kreuzberg. 
Haben Sie dort auch mit raumrelevanten Fragestellun-
gen zu tun und wenn ja, könnten Sie ein Beispiel nen-
nen?
Zunehmend, ja. Denn Gesundheitsförderung und -präven-
tion haben immer einen Setting-Bezug, sie stehen also im 
Zusammenhang mit dem Raum, in dem die Menschen le-
ben. Gerade auf der kommunalen Ebene kommt dem öf-
fentlichen Raum eine große Bedeutung zu: Wir versuchen, 
die Menschen dort von Gesundheitsförderung zu überzeu-
gen, wo sie sich aufhalten, also auch außerhalb der 
Wohnung – auf der Arbeit, in der Freizeit oder auf den täg-
lichen Wegen, die sie gehen. Hier sehen wir eine wichtige 
Ressource für die Gesundheitsförderung im Sinne von Be-
wegungsförderung und der Schaffung von Bewegungsan-
reizen. Deswegen setzen wir uns sehr dafür ein, dass der 
öffentliche Raum so gestaltet wird, dass er Bewegung nicht 
nur ermöglicht, sondern nahelegt, z. B. durch die Gestal-
tung von Fuß- und Radwegen oder Parkanlagen, auch durch 
Barrierearmut. Hierfür arbeiten wir auch mit Wohnungsun-
ternehmen zusammen. Eine Kollegin von mir plant z. B. be-
wegungsfördernde Elemente in Höfen von Wohnanlagen, 
die Lust machen sollen, darauf zu klettern, darüberzustei-
gen, sich draufzusetzen oder dergleichen. 

Könnten solche Maßnahmen im öffentlichen Raum 
nicht auch vom Stadtplanungsamt geplant werden? 
Anders gefragt: Was können Stadtplaner von den Ge-
sundheitswissenschaftlern, den Gesundheitsämtern 
lernen?
Unser Blick auf Gesundheit ist ein anderer. Meiner Ansicht 
nach konzentriert sich das Baugesetzbuch beim Thema 
„Gesundheit“ auf die Einhaltung von Grenzwerten, z. B. bei 
der Lärmbelästigung oder auch bei Verunreinigungen der 
Luft, des Wassers oder des Bodens. Unser Blick auf Ge-
sundheit ist hingegen umfassender. Es geht nicht nur um 
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die Vermeidung von Gesundheitsrisiken oder die Abwesen-
heit von Krankheit, sondern – hier zitiere ich die oft bemüh-
te WHO-Begriffsbestimmung – wir verstehen Gesundheit 
als einen Zustand umfassenden Wohlbefindens. Nach die-
sem Gesundheitsverständnis versuchen wir, gesundheits-
relevante Rahmenbedingungen zu erkennen und entspre-
chend zu gestalten. Meine Perspektive ist eine, die auf der 
einen Seite versucht, Risiken zu erkennen und zu verhin-
dern und auf der anderen Seite Stadtplanung so mitzuge-
stalten, dass sie der Gesundheit förderlich ist. Im Rahmen 
von Stellungnahmen merke ich immer wieder, dass unsere 
Kompetenz wichtig und gefragt ist. 

Sie leiten auch die „Organisationseinheit Sozialraum- 
orientierte Planungskoordination“ des Bezirksamtes 
Friedrichshain-Kreuzberg. Seit wann gibt es diese und 
mit welchem Ziel wurde sie gegründet?
Diese Einheit wird gerade aufgebaut. Sie verfolgt zwei Ziele: 
Nach innen, in die Verwaltung hinein, geht es darum, eine 
Planungsstruktur zu etablieren, die dafür sorgt, dass der 
fachübergreifende Austausch zur Norm wird. Unser Ziel ist 
es, diesen regelmäßigen Austausch zu ermöglichen und da-
mit auch sicherzustellen, dass bei Abstimmungen kleinere 
Fachbereiche nicht unter den Tisch fallen. Und es sollen 
nicht nur Bereiche zusammenkommen, unter denen eine 
Abstimmung relativ einfach ist, sondern alle Belange sollen 
in gleicher Weise berücksichtigt und Entscheidungen da-
durch transparenter werden. 

Nach außen geht es hierbei auch darum, die zivilge-
sellschaftlichen Initiativen, die in den Sozialräumen aktiv 
sind und die Kommune unterstützen, stärker mit einzubin-
den und über die kommunalen Planungsabsichten zu infor-
mieren. Darüber hinaus möchte die neu gegründete Orga-
nisationseinheit dabei helfen, die Initiativen miteinander zu 
vernetzen. 

Das Schöne an der „Organisationseinheit Sozial- 
raumorientierte Planungskoordination“ ist, dass sie eine 
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Chance bietet, dass das Thema „Gesundheit“ im Gefüge 
der Fachplanungen anders wahrgenommen wird. 

Sie haben bereits den Mehrwert der ressortübergrei-
fenden Kooperation erwähnt. Wo gibt es in der Praxis 
Schwierigkeiten? 
Schwierigkeiten gibt es manchmal dann, wenn es in einem 
Fachbereich bestimmte Themen oder Herausforderungen 
gibt, die so vorrangig erscheinen, dass alles andere, was 
mitgehört oder mitdiskutiert werden soll, als Störfunk 
empfunden wird. Denn fachübergreifendes Denken und 
Arbeiten verlangt, dass man sich die Zeit nimmt, Stellung-
nahmen anderer Fachbereiche bzw. anderer Ämter einzu-
holen. Es erfordert Zeit, diese abzuwägen und andere Inte-
ressen, wie z.  B. der Grünentwicklung oder Gesund- 
heitsförderung, zu berücksichtigen. Manchmal erscheinen 
die Herausforderungen aber so übermächtig, dass man das 
Gefühl hat, diese Zeit nicht zu haben. Ein gutes Beispiel 
hierfür ist die Schulplanung: Berlin wächst momentan dra-
matisch. Die Schulplanung muss sicherstellen, dass in den 
Einzugsbereichen ausreichend Schulplätze zur Verfügung 
stehen. Das bedeutet, dass Schulen erweitert oder neu ge-
baut werden müssen. Dieser Bereich steht momentan un-
ter einem starken Druck, wir erleben dies gerade in unserer 
fachübergreifenden Planungsrunde. Alles andere scheint 
nachrangig. Wenn wir dann mit unserer Gesundheitsförde-
rung kommen und sagen, Gesundheit ist umfassendes 
Wohlbefinden, kann es schon auch mal schwierig werden.

Mit Blick auf den Bereich der Gesundheitsförderung 
kommt aber noch eine weitere Schwierigkeit hinzu: Dieser 
Bereich ist kein Bereich, in dem es um große Infrastruktur-

vorhaben geht. Wir können keine richtwertbezogene Min-
destausstattung einfordern, wie dies etwa im Kita-Bereich 
oder im Schulplatzbereich der Fall ist. Auch bei den Grün- 
flächen oder der Spielplatzplanung gibt es Richtwerte, die 
eine Zielmarke definieren und eine Grundausstattung fest-
legen. Im Bereich „Gesundheit“ gibt es dies alles nicht. Wir 
sind noch weit entfernt von einer Grundausstattung an ge-
sundheitsfördernder Infrastruktur, z.  B. in Form von ge-
sundheitlichen Beratungsstellen oder Projektangeboten im 
Bereich der Bewegungsförderung. Wir beginnen gerade 
erst, uns hierüber zu verständigen. 

Wie lösen Sie Kooperationsprobleme bzw. wie haben 
Sie vor, diese in Zukunft zu lösen? 
Ich bin davon überzeugt, dass Gesundheit ein ganz ent-
scheidender Träger öffentlicher Belange ist. Wir müssen 
wegkommen von der Vorstellung, dass wir in den fachüber-
greifenden Planungen jetzt auch „mitspielen“. Gemäß dem 
Grundsatz „Health in All Policies“ müssen wir viel stärker 
auftreten und deutlich machen, dass im Grunde genommen 
alle Dienstleistungen, die sich an die Bürgerinnen und Bür-
ger richten, – sei es die Planung von Kitas, Jugendfreizeit-
einrichtungen und Spielplätzen oder die Nachverdichtung 
im Städtebau – Auswirkungen auf die Gesundheit haben. 
Wir denken, dass durch unsere Mitwirkung Infrastruktur-
vorhaben in diese Richtung geplant werden können. Ge-
sundheitsförderung ist also nicht ein Thema unter vielen, 
sondern eines der zentralen querschnittsbezogenen The-
men. Gesundheitsförderung geht meist nur fachübergrei-
fend und das müssen wir noch stärker akzentuieren. 

So könnte der von der Berliner Initiative Radbahn geforderte Radschnellweg aussehen
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Wenn wir uns die wachsende Großstadt Berlin anse-
hen, durch welche Entwicklungen sehen Sie Ziele einer 
gesundheitsfördernden Stadtentwicklung gefährdet? 
Wo liegen Interessenkonflikte mit anderen Politikfel-
dern? 
Eine der größten aktuellen Herausforderungen ist sicher-
lich der Wohnungsmangel. Denn grundsätzlich ist es so, 
dass überall dort, wo neu gebaut wird, eine Freifläche ver-
schwindet. Neubau geht einher mit Bodenversiegelung und 
zieht andere Planungen nach sich. Es müssen Gehwege ge-
baut werden, Parkplätze und Straßen. Wahrscheinlich wird 
der motorisierte Individualverkehr und damit auch die Luft-
schadstoffbelastung zunehmen. Hier sehe ich schon einen 
Zielkonflikt mit der gesundheitsfördernden Stadtentwick-
lung. 

Dennoch bietet der Wohnungsbau hier auch eine 
Chance. Im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, einem bereits 
stark verdichteten Stadtbezirk, geht es ohnehin weniger 
um Neubau als um Nachverdichtung. Dies ist vor allem in 
Friedrichshain ein Thema, z. B. in den Wohnblöcken aus 
DDR-Zeiten. Es gibt Bestrebungen der landeseigenen Woh-
nungsgesellschaften, diese nachzuverdichten. Hier versu-
chen wir, uns konstruktiv einzubringen, etwa indem wir uns 
bei einer Nachverdichtung für Hofgestaltungen stark ma-
chen, die Begegnungen ermöglichen, in denen man sich 
gerne aufhält, sich ausruht. Weiterhin plädieren wir dafür, 
den privaten Freiraum zum öffentlichen Raum hin zu öff-
nen. Außerdem achten wir auf Barrierefreiheit und darauf, 
dass eine Anbindung an Kitas und Schulen sichergestellt 
wird, am besten auch zu Fuß oder mit dem Rad. Und wir 
versuchen bei Neubauvorhaben, gerade bei landeseigenen 
Wohnungsgesellschaften, zu erreichen, dass es Platzkon-
tingente für betreutes Wohnen für Menschen mit seeli-
schen Erkrankungen gibt. Man kann also nicht von einem 
eindeutigen Zielkonflikt sprechen, sondern Wohnungsbau 
und Gesundheitsförderung können auch Hand in Hand ge-
hen. Man muss immer den Einzelfall betrachten und abwä-
gen, was günstig bzw. ungünstig ist und so versuchen, kon-
struktive Anregungen zu geben.

Welche Instrumente hat die Gesundheitsförderung, 
um ihre Interessen einzubringen bzw. ihre Forderun-
gen durchzusetzen? Und sind diese ausreichend?
Wenn ich die Gesundheitsförderung in Berlin betrachte, 
haben wir in der Vergangenheit schon sehr stark projektbe-
zogen gearbeitet. Aufgrund der fehlenden finanziellen Ka-
pazitäten war eine Strukturbildung kaum möglich. Trotz-
dem gab es bis dato auch schon Grundlagen der 
Gesundheitsplanung. Die Voraussetzung einer jeden Pla-
nung ist ja, die Ist-Situation zu erfassen, zu bewerten und 
darauf aufbauend Schwerpunkte in der Gesundheitspolitik 
zu setzen. Daraus leiten sich dann Prozesse für Gesund-
heitsziele ab, die wiederum mit konkreten Maßnahmen un-
tersetzt werden. In der Gesundheitsförderung geht es hier-
bei um einzelne Zielgruppen, z. B. ältere Menschen, und um 
Lebensphasen sowie Übergänge zwischen Lebensphasen, 
etwa von der Kita in die Schule. Es geht darum, Präventi-
onsketten zu etablieren, die über die einzelnen Lebenspha-
sen hinausreichen. Diese Form der Planung haben wir ver-

innerlicht, ohne sie vielleicht in Plänen, die sich als 
„Fachplanung Gesundheit“ bezeichnen lassen, niederzu-
schreiben.

Was wir bislang allerdings noch wenig berücksichtigt 
haben, ist das Feld der gesunden Stadtentwicklung. Hier 
kommt die Fachplanung Gesundheit ins Spiel. Es gibt mitt-
lerweile Beispielanalysen zu einer Fachplanung Gesundheit, 
die zeigen, wie der Bereich „Gesundheitsförderung“ im 
Stadtentwicklungsprozess qualifiziert und fundiert Stellung 
nehmen und gesundheitliche Themen einbringen kann. 
Diese sind sehr hilfreich, um das Thema „Gesundheit“ bes-
ser in der Raumplanung zu verankern.

Haben Sie hierfür ein Beispiel?
Nehmen Sie z. B. die von der Senatsverwaltung für Stadt- 
entwicklung und Umwelt im Jahr 2016 initiierten „Sozialen 
Infrastrukturkonzepte“ (SIKo). Diese sollen flächende-
ckend in den Berliner Bezirken erstellt werden. Sie bezwe-
cken, die soziale und grüne Infrastruktur an das Bevölke-
rungswachstum und die veränderte Zusammensetzung der 
Bevölkerung anzupassen. Hierfür gibt es vielerlei Richtwer-
te. Was in diesen Sozialen Infrastrukturkonzepten jedoch 
gar keine Rolle spielt, ist das Thema „Gesundheit“! Hier ist 
der Bereich relativ „blass“ geblieben. Mit dem Instrument 
der Gesundheitsplanung könnten wir uns hier stärker ein-
bringen. Ich sehe darin also gute Möglichkeiten, bestimmte 
Gestaltungen des öffentlichen Raumes einzufordern und 
sich darüber hinaus Gedanken zu machen, ob wir eine be-
stimmte Form der Gesundheitsförderungsinfrastruktur 
brauchen, die es so noch gar nicht gibt, in die auch freie 
Träger einbezogen werden sollten. Im Bereich der Sucht-
prävention und Suchthilfe gibt es derartige Strukturen be-
reits.

Ich sehe meine Rolle hierbei darin, die einzelnen Bau-
steine in der Gesundheitsförderung stärker zu einer um- 
fassenderen Perspektive zusammenzuführen. Außerdem 
müssen wir mit präzisen Begriffen arbeiten, um mit ande-
ren Fachplanungen auf Augenhöhe verhandeln zu können. 
Ziel ist es, die bereits etablierten Standards in der Gesund-
heitsförderung und -prävention auf neue Aufgabenfelder 
im Bereich der Stadtentwicklung und Stadtplanung zu 
übertragen. 

Zum Schluss ein Blick in die Zukunft: Wie sieht Ihr Ber-
lin 2040 im Hinblick auf eine gesundheitsfördernde 
Stadtentwicklung aus?
Ich stelle mir eine Stadt vor, in der Straßen zu Grünzügen 
werden. Ich meine hiermit nicht irgendwelche Betonplat-
ten, aus denen Gras wächst und die verkehrsberuhigt sind, 
sondern Grünflächen mit Bäumen, Bänken, Sport- und 
Spielgelegenheiten. Ich stelle mir Frischluftachsen und 
Frischluftoasen vor, die nach klimatologischen Gesichts-
punkten geplant oder erhalten werden. Ich stelle mir vor, 
dass die Grünflächen, die wir jetzt bereits haben – seien es 
qualifizierte Grünflächen oder sogenannte Brachen –, nicht 
bebaut werden, sondern als Grünflächen erhalten bleiben. 
Ich stelle mir hochwertige Radwegeverbindungen vor. In 
meinem Berlin 2040 gibt es weniger Autos im öffentlichen 
Raum und dafür Tiefgaragen vor der Stadt, wo die privaten 
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Autos, die es dann noch gibt, stehen und vielleicht aufgela-
den werden. Ich stelle mir einen emissionsfreien öffentli-
chen Personennahverkehr vor und sehe eine Stadt vor mir, 
in der die Bewohnerinnen und Bewohner sich wieder mehr 
zu Fuß bewegen und sich den öffentlichen Raum zurück-
erobern. Momentan sind wir als Fußgänger und Radfahrer 
an den Rand gedrängt. Auf der einen Seite erdrücken uns 
die Baukörper, in denen wir wohnen, arbeiten und einkau-
fen, auf der anderen Seite die Autos auf den Straßen. Ich 
stelle mir Berlin ohne den Flughafen Tegel vor und das, was 
dort als Nachnutzung geplant wird: einen Wissenschafts- 
und Wohnstandort mit vielen Freiflächen. So insgesamt 
wünsche ich mir die Stadt der Zukunft unter gesundheitli-
chen Gesichtspunkten. Und das Schöne ist, dass ich mit 
dieser Vorstellung nicht alleine bin. Andere Fachrichtungen 
und Verantwortungsträger, z. B. die Klimaschutzbeauftrag-
ten und die Stadt- und Verkehrsplaner, treiben diese Ent-
wicklung ja auch voran, wir können uns auf diesem Weg 
gegenseitig unterstützen.

Herr Dr. Elvers, vielen Dank für das Gespräch!
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